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der weitere Inhalt der Hauptverhandlung wurden dabei un^ 
zureichend beachtet.

Der Kläger hat bei seinen Zeugenaussagen sowohl im Er­
mittlungsverfahren als auch in der Hauptverhandlung über­
einstimmend bekundet, daß ihn der erste Faustschlag des 
Verklagten rechts seitlich am Kinn getroffen und er danach 
sofort am Unterkiefer Schmerzen verspürt habe. Nach dieser 
Auseinandersetzung haben sich die Prozeßparteien noch 
einige' Zeit unterhalten, und der Kläger ist dann mit der 
Zeugin H. fortgegangen. Diese hat die Bekundungen des Klä­
gers bestätigt. Nach dieser Aussage hat er bereits nach eini­
gen Schnitten über Schmerzen an den Zähnen bzw. am Kie­
fer geklagt. Beide sind daraufhin nicht nach Hause gegan­
gen, 'sondern haben die 'Poliklinik aufgesucht.

Dieses Beweisergebnis hat die Strafkammer bei ihrer Ent­
scheidung über den Schadenersatzjantrag des Klägers nicht 
berücksichtigt. Die Feststellung in den Gründen des ange­
fochtenen Urteils, der Faustschlag des Verklagten zum Kopf 
des Klägers habe sein Ziel verfehlt, steht dem Ergebnis der 

. Beweisaufnahme entgegen und ist nicht überzeugend. Letzt­
lich ist nur der Kläger als Geschädigter in der Lage, exakte 
Angaben 'darüber zu machen, wann ihm der Unterkieferbruch 
zugefügt wurde. Nach dem festgestellten Geschehensablauf 
bann das nur durch den Verklagten bei der von ihm begon­
nenen Auseinandersetzung vor der Gaststätte geschehen sein. 
Das sieht der Senat entgegen der Auffassung der Strafkam­
mer als erwiesen an. Anhaltspunkte dafür, daß der Kläger 
und die Zeugin H. falsch ausgesagt haben, liegen nicht vor.

Da somit der Verklagte dem Kläger rechtswidrig und 
schuldhaft (vorsätzlich) einen Gesundheitsschaden zugefügt 
hat, ist er gemäß §§ 330, 336, 337 ZGB schadenersatzpflichtig. 
Er muß dem Kläger den materiellen Nachteil ersetzen, der 
diesem infolge der Körperverletzung entstanden ist. Das ist 
der während der Dauer seiner Arbeitsunfähigkeit entstan­
dene Verdienstausfall in Höhe von 625,89 M.

Auf die Beschwerde (Berufung) des Klägers war daher 
das angefochtene Urteil im beantragten Umfang aufzuheben 
und der Verklagte zur Schadenersatzleistung zu verpflichten.

§ 29 Abs. 2 KKO; § 115 Abs. 1 StGB.
Zur Anwendung einer Geldbuße bei einer vorsätzlichen Kör­
perverletzung, wenn eine nachhaltige Einwirkung auf den 
Rechtsverletzer zur Achtung der Normen des gesellschaftli­
chen Zusammenlebens geboten ist.
Konfliktkommission des VEB G., Beschluß vom 29. März 1984.

Am 9. Februar 1984 hielt sich eine Gruppe von 8 Schülern 
einer 7. Klasse vor den Fenstern der Wohnung des Herrn S. 
auf und hörte eine Tonbandkassette. Als Herr S., der gerade 
nach Hause gekommen war, die Musik und das Lachen der 
Schüler hörte, nahm er einen Schrubber, ging auf die Straße 
und schlug mit dem Schrubberstiel dreimal wahllos auf die 
Schüler ein. Dabei traf er die Schülerin H. auf der Schulter 
und die Schülerin R. auf der rechten Hand. Die Geschädigte 
H. wurde am linken Schulterblatt verletzt (Kontusion und 
Schwellung), und die Geschädigte R. erlitt ein Hämatom und 
eine leichte Blutung am 4. Finger der rechten Hand.

Dieser Sachverhalt ergab sich aus der Übergabeentscheidung 
der Volkspolizei und den Aussagen der Schülerin H. sowie des 
Herrn S. in der Beratung der Konfliktkommission, an der 
auch der Klassenleiter der Schüler und ein Vertreter des Ar­
beitskollektivs des Beschuldigten teilnahmen.

Auf Grund dieses Sachverhalts legte die Konfliktkommis­
sion eine Geldbuße in Höhe von 350 M fest und verpflichtete 
den Beschuldigten, sich bei den Geschädigten zu entschuldi­
gen.
Aus der Begründung:
Aus der Beratung der Konfliktkommission hat sich ergeben, 
daß der Beschuldigte S. mit seiner Handlung eine vorsätz­
liche Körperverletzung (Vergehen gemäß § 115 StGB) began­
gen hat. Die Schüler gingen nach einer Faschingsfeier in der 
Schule, die bis etwa 20 Uhr gedauert hatte, in 'Gruppen mach 
Hause. Sie hörten Musik und unterhielten sich dabei. Der 
Beschuldigte hatte — falls er dies als Lärmbelästigung emp­
fand — ohne weiteres die Möglichkeit, die Schüler zur Ruhe 
aufzufordern. Er ging jedoch gewaltsam gegen sie vor und 
verursachte damit bei den beiden Geschädigten eine körper­
liche Mißhandlung.
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Unter В er ticks i chtigumg der Tatschwere, der positiven Be­
urteilung der Persönlichkeit des Herrn S. durch sein Arbeits­
kollektiv und seines Verhaltens nach der Handlung war die 
ausgesprochenie Erziehungsmaßnahme notwendig. Mit der 
festgelegten Geldbuße soll er nachdrücklich auf die Einhal­
tung der Normen des Zusammenlebens der Bürger hingewie­
sen werden.

Die Verpflichtung, sich bei den Schülern wegen des ag­
gressiven und gewaltsamen Vorgehens zu entschuldigen, war 
vor allem notwendig, weil er dies bis zur Beratung der Kon­
fliktkommission noch nicht getan hatte. Er hatte das Gesell­
schaftswidrige seiner Handlung bis dahin nicht eingesehen.


